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Geleitwort 

Anleger-Kommanditgesellschaften sind atypisch verformte Personengesell-
schaften mit körperschaftlich/kapitalistischen Strukturelementen. Es handelt 
sich dabei um eine eigenständige Gruppe von teils gesetzlich ausgeformten, 
teils von der Kautelarpraxis mit richterrechtlicher Begleitung entwickelten 
Gesellschaften. 

Die sachgerechte Besteuerung der Anleger-Kommanditgesellschaften bereitet 
der Wissenschaft und Praxis erhebliche Schwierigkeiten. Die Schwierigkeiten 
beruhen auf dem grundlegenden Dualismus im Steuerrecht, der zwischen indi-
vidueller mitunternehmerischer Besteuerung und institutionaler körperschaft-
licher Besteuerung unterscheidet. In diesen Dualismus lassen sich die Anleger-
Kommanditgesellschaften mit ihren atypischen körperschaftlichen/kapitalisti-
schen Strukturelementen nur schwer einordnen. Die Schwierigkeiten der Be-
steuerung könnten durch die Aufgabe des steuerlichen Dualismus zugunsten 
eines einheitlichen Unternehmenssteuerrechts gelöst werden, welches systema-
tisch nicht zwischen Mitunternehmergemeinschaften und Körperschaften un-
terscheidet. Entsprechende Überlegungen werden bereits seit langem in Form 
von sogenannten Teilhabersteuermodellen und Betriebsteuermodellen ange-
stellt. Diese Ansätze haben durch die jüngsten Reformpläne der Bundesregie-
rung für die Unternehmensbesteuerung wieder an Aktualität gewonnen. Da-
nach soll die Besteuerung von unternehmenstragenden Gesellschaften rechts-
formunabhängig erfolgen. Die vorliegende Arbeit zeigt, daß diese Überlegun-
gen in die falsche Richtung gehen. Das dualistische System des Unternehmens-
steuerrechts wird der Besteuerung nach der Leistungsfähigkeit besser gerecht 
als alle einheitlichen Besteuerungssysteme. Man kann dadurch die bei Perso-
nen- und Kapitalgesellschaften unterschiedlichen Dispositionsbefugnisse der 
Gesellschafter über Ertrag und Vermögen der Gesellschaft steuerlich sachge-
recht erfassen. 

Grundlage der Untersuchung ist eine gesellschaftsrechtliche Analyse der den 
Gesellschaftern zustehenden Verfügungsrechte bei den einzelnen Rechtsform-
gruppen. Die unterschiedliche Ausgestaltung der Verfügungsrechte spiegelt 
unterschiedliche Organisationsbedürfnisse der Praxis wider. Körperschaftliche 
und kapitalistische Strukturelemente mit der Folge der Mediatisierung der 
Verfügungsrechte sind rechtlich dort notwendig, wo eine große Zahl von Ge-
sellschaftern über den organisierten oder nicht organisierten Kapitalmarkt zur 
Verbreiterung der Kapitalbasis gewonnen und/oder eine Haftungsbeschränkung 
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erreicht werden soll. Personalistische Strukturelemente mit unmittelbarer indi-
vidueller Beteiligung sind demgegenüber der geeignete Organisationsrahmen 
für kleine Gruppen unternehmerisch handelnder Individuen. Es sind also die 
Organisationsbedürfnisse der Wirtschaftspraxis, die den gesellschaftsrecht-
lichen Dualismus bedingen. Wenn der gesellschaftsrechtliche Dualismus mit 
prinzipiell unterschiedlich ausgestalteten Verfügungsrechten aus ökonomischen 
Gründen heraus rechtlich notwendig ist, muß bei einer auf die Leistungsfahig-
keit abstellenden Besteuerung auch der steuerliche Dualismus aufrechterhalten 
bleiben, weil unterschiedliche Verfügungsbefugnisse eine unterschiedliche 
Leistungsfähigkeit begründen. 

Die Arbeit zeigt ferner, daß es entgegen verbreiteter Ansicht durchaus mög-
lich ist, körperschaftlich/kapitalistisch verformte Anleger-Kommanditgesell-
schaften jeder Art in das bestehende dualistische Besteuerungssystem sachge-
recht zu integrieren. Die Anleger-Kommanditgesellschaften weisen wegen 
ihrer unterschiedlichen wirtschaftlichen Funktionen im einzelnen große organi-
satorische Unterschiede auf, folgen aber gleichwohl einem allgemeinen ein-
heitlichen Organisationsmuster. Die Anleger müssen dabei aus gesellschafts-
rechtlichen Gründen einen Innen-Verband der Eigenkapitalgeber bilden. Dieser 
Verband ist zwar bei den einzelnen Formen der Anleger-Kommanditgesell-
schaften unterschiedlich stark verfestigt, er mediatisiert aber jeweils in steuer-
erheblicher Weise die Verfügungsrechte der Anleger. Es kommt daher in bezug 
auf die Anleger nur eine körperschaftliche Besteuerung in Frage. Bei den Alt-
Gesellschaftern, die unternehmerisch beteiligt sind, verbleibt es dagegen bei 
der mitunternehmerschaftlichen Besteuerung. Diese Art der Besteuerung trägt 
dem Umstand Rechnung, daß Anleger-Kommanditgesellschaften teil-publi-
kumsoffene Gesellschaften mit einer (nur) partiell körperschaftlichen/kapita-
listischen Organisationsverfassung sind. 

Die Arbeit untersucht für fünf verschiedene Formen von Anleger-Komman-
ditgesellschaften die konkrete Ausgestaltung der Verfügungsrechte. Darauf 
aufbauend werden die bilanz- und steuerrechtlichen Folgeprobleme behandelt. 
Dabei wird eine Fülle von gesellschafts-, bilanz- und steuerrechtlichen Streit-
fragen gelöst. Die Arbeit bietet der Wissenschaft eine systematische Grundkon-
zeption und der Praxis konkrete Lösungshinweise für die ökonomisch sinnvolle 
und rechtlich mögliche Ausgestaltung der Beteiligungen bei teil-publikums-
offenen Anleger-Kommanditgesellschaften. 

Hohenheim, im Juni 1999 Prof Dr. Lothar Vollmer 
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Einleitung 

I. 

1. In der Wirtschaftspraxis gibt es vielfältige Fonnen von Anleger-Komman-
ditgesellschaften. Dabei ist keineswegs nur an die Publikums-KG zu denken, 
die sich außerhalb der Börse über den sog. grauen Kapitalmarkt beim breiten 
Publikum Risikokapital beschaffen. Auch für die Kapitalbeschaffung über die 
Börse sind Anleger-KG entwickelt worden, die ihrem Organisationsstatut nach 
als eine Personengesellschaft des HGB organisiert sind. Anleger-KG i.w.S. sind 
ferner die großen Familiengesellschaften, bei denen es durch Erbfolge zu einer 
Vielzahl von rein anlageorientierten Gesellschaftern gekommen ist. Schließlich 
ist auch die KGaA richtiger Ansicht nach eine körperschaftlich strukturierte 
Publikums-Personengesellschaft und nicht, wie dies weithin angenommen 
wird, eine Kapitalgesellschaft. Und ergänzend ist darauf hinzuweisen, daß eine 
besondere, der KGaA in manchem vergleichbare Anleger-KG entsteht, wenn 
eine KG aktienähnliche Eigenkapital-Genußscheine emittiert. 

2. Die Anleger-KG weisen im einzelnen große organisationsstrukturelle 
Unterschiede auf, folgen aber gleichwohl einem prinzipie\1 einheitlichen Orga-
nisationsmuster. Es gibt bei ihnen auf der einen Seite Gesellschafter (die Kom-
plementäre und einzelne Kommanditisten), die wie bei einer nonntypischen 
KG unmittelbar, individue\1 beteiligt sind, und auf der anderen Seite Gese\1-
schafter (die Familienmitglieder der 2. und 3. Generation, die Massenpubli-
kumsanleger), die - im einzelnen mehr oder weniger stark, teils faktisch, teils 
rechtlich - ähnlich wie bei einer Kapitalgese\1schaft nur mittelbar und ko\1ektiv 
beteiligt sind. Mit anderen Worten: es findet eine partielle körperschaftliche 
Verformung statt, die sich unmittelbar nur auf eine bestimmte Gesellschafter-
gruppe bezieht und sich nur mittelbar auf die Beziehungen dieser Gruppe zu 
den übrigen Gesellschaftern und zur Gesellschaft auswirkt. In dieser nur par-
tiellen körperschaftlich-kapitalistischen Verfonnung liegt der entscheidende 
Grund für die Schwierigkeit, die Anleger-KG im Rahmen eines zweispurig 
angelegten Systems des Steuerrechts einer sachgerechten Besteuerung zu 
unterwerfen. 

3. Das geltende zweispurige Steuerrecht trennt zwischen Mitunterneh-
mer(gemein)schaften und Körperschaften und knüpft dabei an das Gese\1-
schafts- und (Handels-)Bilanzrecht an, das seinerseits zwischen Personen- und 
Kapitalgesellschaften unterscheidet. Dieser Unterscheidung liegt die Vorstel-
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lung zugrunde, daß bei einer Personengesellschaft alle Gesellschafter unmittel-
bar, individuell, bei einer Kapitalgesellschaft dagegen alle Gesellschafter mit-
telbar, kollektiv am Unternehmen vermögens-, verwaltungs- und risikomäßig 
beteiligt sind. Bei einem solchen zweispurigen System ist es in der Tat schwie-
rig, die körperschaftlich verformten Personengesellschaften und die Beteiligten 
einer sachgerechten Besteuerung zuzuführen. Der Umstand, daß i.d.R. nur eine 
partielle körperschaftliche Verformung vorliegt, steht der naheliegenden Über-
legung entgegen, daß zumindest bei einer sehr starken Mediatisierung der 
Anlegerbeteiligung die betreffende Personengesellschaft insgesamt und umfas-
send einer körperschaftlichen Besteuerung unterworfen wird. Andererseits 
erscheint es bei solchen Personengesellschaften aber auch nicht sachgerecht, 
daß es hier sowohl auf der Ebene der Gesellschaft als auch auf der Ebene der 
Gesellschafter uneingeschränkt bei der personengesellschaftsrechtlichen Be-
steuerung bleibt. Sachgerecht erscheint vielmehr eine differenzierende steuer-
liche Behandlung, bei der fUr die Personengesellschaft als solche und ihre un-
mittelbar, individuell beteiligten Gesellschafter nur eine personengesellschafts-
rechtliche Besteuerung eingreift, für die mittelbar, kollektiv beteiligten Gesell-
schafter dagegen ergänzend und modifizierend körperschaftsteuerliche Prinzi-
pien zur Geltung gebracht werden. 

11. 

1. Die Frage, ob und inwieweit der hier ins Auge gefaßte Lösungsansatz 
wirklich zu einer sachgerechten steuerlichen Behandlung fUhrt, läßt sich nur 
beantworten, wenn man sich zunächst über die Strukturprinzipien des zwei-
spurigen Systems der Besteuerung Klarheit verschafft hat. Ist dieses System 
von grundlegender ökonomischer und juristischer Bedeutung und sind seine 
prinzipiellen Unterschiede von daher unverzichtbar, so steht vor allem dies 
entgegen, daß man körperschaftlich verformte Personengesellschaften insge-
samt der körperschaftlichen Besteuerung unterwirft. Der 1. Teil der Arbeit soll 
sich deshalb mit der Klärung dieser Grundsatzfrage beschäftigen und damit 
zugleich einen Beitrag zur aktuellen Diskussion um die Aufrechterhaltung oder 
die Überwindung des überkommenen zweispurigen Systems leisten. Sollten die 
entsprechenden Untersuchungen ergeben, daß trotz vielfaltiger "moderner" 
Forderungen an der überkommenen Zweispurigkeit festzuhalten ist, kommt 
wohl nur der hier ins Auge gefaßte differenzierende Lösungsansatz in Betracht. 
Bei seiner Entwicklung und Konkretisierung geht es insbesondere auch um die 
Klärung der Frage, nach welchen Abgrenzungskriterien in Zukunft eine diffe-
renzierende steuerliche Behandlung der Anleger-KG erfolgen soll. Auf der 
Grundlage dieser Abgrenzungskriterien soll im 2. und 3. Teil untersucht 
werden, ob und wie die unterschiedlichen Erscheinungsformen körperschaft-
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lieh-kapitalistisch strukturierter Anleger-KG tatsächlich von dem hier ins Auge 
gefaßten Lösungsansatz her einer sachgerechten steuerlichen Behandlung 
unterworfen werden können. 

2. Im Mittelpunkt der Arbeit stehen steuerliche Probleme und deren Klärung. 
Sie werden hier - sowohl bei den Grundsatz- als auch bei den Detailproblemen 
- immer im Zusammenhang mit den entsprechenden gesellschafts- und (han-
dels-)bilanzrechtlichen Problemen behandelt. Dahinter steht die - im Rahmen 
der Arbeit näher begründete - Auffassung, daß das Unternehmenssteuerrecht 
ungeachtet seiner eigenen Regelungszwecke grundsätzlich an die system prä-
genden Strukturprinzipien des Gesellschafts- und Handelsrechts anknüpfen 
muß. Dies ist jedenfalls dann notwendig, wenn man als entscheidendes 
Anknüpfungskriterium fur die Besteuerung die Leistungsfähigkeit ansieht und 
diese nach Art und Umfang der Dispositionsbefugnisse der Gesellschafter bei 
den jeweiligen gesellschaftsrechtlichen Beteiligungsformen bestimmt. Mit den 
entsprechenden Untersuchungen soll zugleich ein Grundlagenbeitrag zum dua-
listischen System des Gesellschafts-, Bilanz- und Steuerrechts geleistet werden. 
Darüber hinaus will die Arbeit der Praxis konkrete Hinweise fur die sachge-
rechte Besteuerung von Anleger-KG geben. Die Anleger-KG sind teil-publi-
kumsoffene Gesellschaftsformen, die in besonderer Weise geeignet sind, be-
stimmte Organisationsbedürfnisse der Wirtschaft zu befriedigen. Wenn es ge-
lingt, die bestehenden Schwierigkeiten in bezug auf eine sachgerechte Besteue-
rung zu beseitigen, könnten die Anleger-KG noch weit mehr als bisher zu all-
gemein akzeptierten und verwendeten Organisationsformen werden. Notwen-
dig ist dazu die Erkenntnis, daß die Anleger-KG trotz aller funktionsbedingten 
Unterschiede im einzelnen eine im Prinzip gleiche Organisationsstruktur haben, 
die zu einer im Prinzip gleichen, wenn auch nach der Art der jeweiligen Anle-
gerbeteiligung im Detail unterschiedlichen Besteuerung fuhren muß. 
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